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Was ist versichert?
	�Bei Vorliegen eines Beratungsbedürfnisses zur 

Prüfung oder Vermeidung von rechtlichen Streitig­
keiten unterstützen wir Sie. Bei einem Konfliktfall 
(rechtliche Auseinandersetzung) können Sie eine 
Mediation in Anspruch nehmen.

Wir übernehmen folgende Kosten:
	�Telefonische Erstberatung 

wir übernehmen die Kosten einer telefonischen 
Rechtsberatung und stellen Ihnen eine Rufnummer für 
den schnellen und einfachen Zugang zur Verfügung, 

	�Online-Rechtsberatung 
wir stellen Ihnen eine Erstberatung Online oder per 
Chat zur Verfügung, 

	�Mediation 
wir vermitteln Ihnen einen qualifizierten Mediator  
und tragen die hierfür üblichen Kosten je Konfliktfall,

	�Präventive Vertragsprüfung 
wir stellen Ihnen eine allgemeine anwaltliche Prüfung 
von Verbraucherverträgen zur Verfügung, bevor Sie 
diese unterzeichnen.

Rechtsschutzversicherung 
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

WGV-Versicherung AG 
Deutschland� Starter-Rechtsschutzversicherung

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die voll­
ständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingun­
gen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.
Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Starter-Rechtsschutzversicherung an. Diese unterschützt Sie bei der Klärung von Rechtsangelegenheiten.

Was ist nicht versichert?
	�Kosten für die über die rechtliche Beratung und 

Mediation hinausgehende anwaltliche Tätigkeit im 
außergerichtlichen oder gerichtlichen Bereich.

	�Kosten des Gerichtsverfahrens oder sonstige damit  
im Zusammenhang stehende Kosten.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
!	� Nicht alle denkbaren Fälle sind versichert. Vom Ver­

sicherungsschutz ausgeschlossen sind Mediationen 
und Rechtsberatungen z.B. in Zusammenhang mit:

!	� einer geplanten oder ausgeübten gewerblichen, frei­
beruflichen oder sonstigen selbstständigen Tätigkeit,

!	� Ihrer Eigenschaft als Vermieter,
!	� vorsätzlichen Straftaten,
!	� der Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen  

gegen uns als Versicherer oder das für uns tätige 
Schadensabwicklungsunternehmen.

!

Wo bin ich versichert?
	�Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder eine Behörde in Deutschland gesetzlich zuständig ist oder wäre und 

Sie Ihre rechtlichen Interessen dort verfolgen würden.

Welche Verpflichtungen habe ich?
–	� Sie müssen alle Fragen im Versicherungsantrag wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
–	� Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.
–	� Sie müssen uns einen Konfliktfall unverzüglich telefonisch unter 0711 1695-1930 melden.
–	� Im Konfliktfall müssen Sie uns vollständige und wahrheitsgemäße Informationen geben.

Wann und wie zahle ich?
Den ersten Beitrag müssen Sie unverzüglich nach dem Erhalt des Versicherungsscheins zahlen, jedoch nicht vor dem im Ver­
sicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.
Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monat­
lich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag von 
Ihrem Konto einzuziehen.

€
€

Wann beginnt und endet die Deckung?
Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den 
ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben.
Der Vertrag hat eine Laufzeit bis zum 31.12. des folgenden Kalenderjahres, 24.00 Uhr. Er verlängert sich automatisch um 
jeweils ein weiteres Jahr (Verlängerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen den Vertrag.
Der Vertrag endet in jedem Fall – ohne dass es einer Kündigung bedarf – zum Ende des Versicherungsjahres, in dem Sie  
das 30. Lebensjahr vollenden.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Sie können den Vertrag frühestens zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer täglich kündigen. Die Kündigung  
wird zu dem von Ihnen angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch mit Eingang bei uns, wirksam. Außerdem können Sie den 
Vertrag nach einem Schadenfall kündigen.
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A. Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)  
in Verbindung mit § 1 Absatz 1 VVG-Informationspflichtenverordnung

1.	� Identität des Versicherers, ladungsfähige 
Anschrift, vertretungsberechtigte Personen

Ihr Versicherer ist die
�WGV-Versicherung AG 
Tübinger Straße 55 
70178 Stuttgart 
Fax: 0711 1695-1100 
E-Mail: hus-vertrag@wgv.de 
Handelsregister: Amtsgericht Stuttgart HRB 7479
Sitz: Stuttgart
Vertretungsberechtigte Personen:
Vorstand: �Dr. Klaus Brachmann (Vorsitzender) 

Ralf Pfeiffer 
Dr. Frank Welfens

Vorsitzender des Aufsichtsrats: �Roger Kehle,  
Präsident des Gemeindetags  
Baden-Württemberg a.D.

2.	 Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
Betrieb der Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach-, Rechtsschutz- und 
Krankenzusatzversicherung

3.	� Allgemeine Versicherungsbedingungen und 
wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

a)		� Die für das Versicherungsverhältnis geltenden Allgemeinen Ver­
sicherungsbedingungen einschließlich der Tarifbestimmungen 
sowie die Angabe des auf den Vertrag anwendbaren Rechts.

Für das Versicherungsverhältnis in der Starter-Rechtsschutzversi­
cherung gelten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Starter-Rechtsschutzversicherung (ARB Starter 2023) und etwaige 
besondere Vereinbarungen, die gesetzlichen sowie die nachstehen­
den Bestimmungen und Beschreibungen des Versicherungsumfangs.
Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
Anwendung. 
b)		� Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung 

des Versicherers.
In der Starter-Rechtsschutzversicherung erbringt der Versicherer die 
Leistungen im vereinbarten Umfang, die bei Vorliegen eines Bera­
tungsbedürfnisses entstehen, und die für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen im Rahmen eines Mediationsverfahrens not­
wendig sind.
Zu Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung der Starter-
Rechtsschutzversicherung verweisen wir auf die Allgemeinen Ver­
sicherungsbedingungen für die Starter-Rechtsschutzversicherung 
(ARB Starter 2023) und etwaige besondere Vereinbarungen, die ge­
setzlichen sowie die nachstehenden Bestimmungen und Beschrei­
bungen des Versicherungsumfangs.

4.	� Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile, 
zusätzliche Kosten

Die Angaben zur Beitragshöhe und die Zahlweise ergeben sich aus 
dem Antrag bzw. der Tarifauskunft. Die gesetzliche Versicherung­
steuer ist in den Beiträgen enthalten.
Nebengebühren und Kosten werden nicht erhoben.
Für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln entstehen Ihnen 
lediglich Kosten in Höhe der üblichen Grundtarife.

5.	� Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung
Fälligkeit des Erstbeitrags:
Der Erstbeitrag ist unverzüglich nach Abschluss des Versicherungs­
vertrages fällig, nicht jedoch vor dem im Versicherungsschein ange­
gebenen Versicherungsbeginn.
�Zahlweise der Folgebeiträge:
zum 01.01. jährlich im Voraus 
oder  
zum 01.01. und 01.07. halbjährlich im Voraus 
�oder  
zum 01.01., 01.04., 01.07. und 01.10. vierteljährlich im Voraus 
oder 
zum jeweils ersten eines Monats monatlich im Voraus.
Wenn Sie uns ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt haben, ziehen wir 
den Beitrag von Ihrem Konto mittels Lastschrift ein, ansonsten müs­
sen Sie den Beitrag überweisen.

6.	� Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen

Die Gültigkeitsdauer der vorliegend zur Verfügung gestellten Infor­
mationen beträgt vier Wochen.

7.	� Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt
Der Vertrag kommt zustande durch den Antrag des Versicherungs­
nehmers und die Übersendung des Versicherungsscheins durch den 
Versicherer.
Die Versicherung beginnt entsprechend Ihrer Angabe im Antrag, so­
fern dieser unverändert angenommen wird, frühestens aber am Tag 
nach Antragseingang. Zu diesem Zeitpunkt beginnt auch der Versi­
cherungsschutz.
Der Versicherungsnehmer ist an seinen Antrag zwei Wochen gebun­
den.

8.	� Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufs-
rechts

Widerrufsbelehrung
Abschnitt 1

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise
Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist  
von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform  

(z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
▪	 der Versicherungsschein,
▪	 die Vertragsbestimmungen,
	� einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden All­

gemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum ein­
schließlich der Tarifbestimmungen,

▪	 diese Belehrung,
▪	 das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten,
▪	� und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen
jeweils in Textform zugegangen sind.
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Ab-
sendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:
WGV-Versicherung AG 
Tübinger Straße 55 
70178 Stuttgart 
Fax: 0711 1695-1100 
E-Mail: hus-vertrag@wgv.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungs-
schutz und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu er-
statten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungs-
schutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der 
Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs ent-
fällt, darf der Versicherer in diesem Fall einbehalten; dabei 
handelt es sich um einen Betrag in Höhe von
	� 1/360 der Jahresprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei jährlicher Prämienzahlung) bzw.
	� 1/180 der Halbjahresprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei halbjährlicher Prämienzahlung) bzw.
	� 1/90 der Vierteljahresprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei vierteljährlicher Prämienzahlung) bzw.
	� 1/30 der Monatsprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei monatlicher Prämienzahlung)
multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versicherungs-
schutz bestanden hat. 
Der Versicherer hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Wi-
derrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass 
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene 
Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren aus-
drücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Ver
sicherer vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben.

Abschnitt 2
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen  

weiteren Informationen
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informa­
tionen werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzel­
nen aufgeführt:
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den Vertrag täglich in Textform (z.B. Brief, Fax oder E-Mail), frühes­
tens zum Ablauf der zunächst vereinbarten Mindestvertragslaufzeit, 
kündigen.
Der Vertrag endet in jedem Fall – ohne dass es einer Kündigung be­
darf – zum Ende des Versicherungsjahres, in dem der Versicherungs­
nehmer das 30. Lebensjahr vollendet.

10.	 Angaben zur Beendigung des Vertrages
Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag täglich in Textform (z.B. 
Brief, Fax oder E-Mail), frühestens zum Ablauf der zunächst verein­
barten Mindestvertragslaufzeit kündigen. Die Kündigung wird zu dem 
von Ihnen angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch mit Eingang 
bei uns, wirksam.
Der Versicherer kann den Vertrag mit einer Kündigungsfrist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kündigen.
Der Vertrag endet in jedem Fall – ohne dass es einer Kündigung be­
darf – zum Ende des Versicherungsjahres, in dem der Versicherungs­
nehmer das 30. Lebensjahr vollendet.

11.	� Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren 
Recht der Versicherer der Aufnahme von 
Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor 
Abschluss des Vertrages zugrunde legt

Vor Abschluss des Versicherungsvertrages legen wir der Aufnahme 
von Beziehungen zu Ihnen das Recht der Bundesrepublik Deutsch­
land zugrunde.

12.	 Anwendbares Recht und zuständiges Gericht
Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
Anwendung.
Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können Sie bei folgen­
den Gerichten geltend machen:
–		  dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist,
–		�  dem Gericht, das für unseren Geschäftssitz oder für die Sie be­

treuende Niederlassung örtlich zuständig ist.
Sofern Sie Ihren Wohnsitz, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder Ihren 
Geschäftssitz außerhalb Deutschlands verlegen oder Ihr Wohnsitz 
oder gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt ist, gilt das Gericht als vereinbart, das für unseren Geschäfts­
sitz zuständig ist.

13.	� Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages

Die Vertragsbedingungen und Vorabinformationen werden in deut­
scher Sprache mitgeteilt; die Kommunikation während der Laufzeit 
des Vertrages wird in deutscher Sprache geführt.

14.	� Außergerichtliches Beschwerde- und Rechts
behelfsverfahren

Sie haben Zugang zu einem außergerichtlichen Streitschlichtungs­
verfahren bei der Verbraucherschlichtungsstelle
Versicherungsombudsmann e.V. 
Sitz:			  Leipziger Straße 121 
				    10117 Berlin 
Anschrift:	 Postfach 08 06 32 
				    10006 Berlin 
E-Mail:		  beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet:	 www.versicherungsombudsmann.de
sofern Sie Verbraucher sind und nicht gleichzeitig in derselben Sache 
ein Verfahren bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
oder vor Gericht anhängig ist. Zur Teilnahme an diesem Verfahren 
sind wir verpflichtet.
Als Versicherer ist für uns eine Entscheidung des Versicherungsom­
budsmanns bis zu einem Beschwerdewert von 10.000 EUR verbind­
lich; darüber hinaus darf der Versicherungsombudsmann bis zu ei­
nem Beschwerdewert von 100.000 EUR eine für beide Seiten un­
verbindliche Empfehlung abgeben.
Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt unberührt.

15.	 Aufsichtsbehörde und Beschwerdemöglichkeit
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
– Bereich Versicherungsaufsicht – 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
E-Mail:		  poststelle@bafin.de 
Internet:	 www.bafin.de
Sie haben die Möglichkeit zu einer Beschwerde bei der genannten 
Aufsichtsbehörde.

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung 
zu stellen:
1.	� die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, 

über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben 
ist auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger einge­
tragen ist und die zugehörige Registernummer;

2.	� die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere 
Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Ver­
sicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, 
Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines 
Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermitt­
lung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3.	� die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;
4.	� die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbe­

sondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung 
des Versicherers;

5.	� den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern 
und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln 
auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehre­
re selbstständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, 
wenn der genaue Preis nicht angegeben werden kann, Anga­
ben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine 
Überprüfung des Preises ermöglichen;

6.	� Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbe­
sondere zur Zahlungsweise der Prämien;

7.	� die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestell­
ten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befris­
teter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;

8.	� Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbeson­
dere über den Beginn der Versicherung und des Versicherungs­
schutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antrag­
steller an den Antrag gebunden sein soll;

9.	� das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie 
die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere 
Namen und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der 
Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs 
einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Fal­
le des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen ein­
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deut­
lich gestalteten Form;

10.	�Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
11.	�Angaben zur Beendigung des Vertrages; soweit die Mitteilung 

durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen 
die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestal­
teten Form;

12.	�die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der 
Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Ab­
schluss des Versicherungsvertrages zugrunde legt;

13.	�das auf den Vertrag anwendbare Recht;
14.	�die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in 

diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt 
werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer 
verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während 
der Laufzeit des Vertrages zu führen;

15.	�einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen 
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls 
die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich 
darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechts­
weg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;

16.	�Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie 
die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung

9.	� Angaben zur Laufzeit und gegebenenfalls zur 
Mindestlaufzeit des Vertrages

Der Vertrag hat eine Laufzeit bis zum 31.12. des folgenden Kalender­
jahres, 24.00 Uhr (Mindestvertragslaufzeit). Er verlängert sich mit 
Ablauf der Vertragszeit jeweils um ein Jahr, wenn nicht drei Monate 
vor dem jeweiligen Ablauf dem Versicherungsnehmer eine schrift­
liche Kündigung zugegangen ist. Der Versicherungsnehmer kann 
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B. Hinweise zum Datenschutz
Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten durch die zur WGV Versicherungsgruppe 
gehörenden Unternehmen
Württembergische Gemeinde-Versicherung a.G.,
WGV-Versicherung AG,
WGV-Lebensversicherung AG,
WGV Rechtsschutz-Schadenservice GmbH,
WGV-Informatik und Media GmbH,
WGV-Beteiligungsgesellschaft mbH und
WGV Holding AG
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist das Unternehmen, mit 
dem Ihr Versicherungsvertrag, ein anderer Vertrag oder eine sons­
tige Rechtsbeziehung besteht und hierzu Ihre personenbezogenen 
Daten verarbeitet. Den jeweiligen Verantwortlichen entnehmen Sie 
bitte Ihren Unterlagen. 
Bei den Konzerngesellschaften Württembergische Gemeinde-Versiche­
rung a.G., WGV-Versicherung AG, WGV-Lebensversicherung AG, 
WGV Rechtsschutz-Schadenservice GmbH und WGV-Informatik und 
Media GmbH handelt es sich um gemeinsam Verantwortliche nach 
Artikel 26 EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO).
Nähere Informationen zur gemeinsamen Verantwortlichkeit finden 
Sie unter www.wgv.de/datenschutz.
Sie erreichen uns unter folgender Adresse:
WGV Versicherung
70164 Stuttgart
Telefon: 0711 1695-1500
Fax: 0711 1695-1100
E-Mail: kundenservice@wgv.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter 
der oben genannten Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf­
tragter – oder per E-Mail unter: datenschutzbeauftragter@wgv.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der 
DSGVO, des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutz­
rechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsge­
setzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber 
hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für 
den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Ver­
sicherungswirtschaft“ (Code of Conduct) verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Die­
se können Sie im Internet unter www.wgv.de/datenschutz abrufen.
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die 
von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Ver­
trags und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. 
Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese 
Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policie­
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir 
etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und 
wie hoch der Schaden ist. Ferner benötigen wir Ihre personenbezo­
genen Daten zur Erbringung von Leistungen.
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrags 
sowie die Erbringung von Leistungen ist ohne die Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich.
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z.B. für die Ent­
wicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorga­
ben. Die Daten aller mit den Unternehmen der WGV Versicherungs­
gruppe bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der 
gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsicht­
lich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidun­
gen oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Da­
ten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 Absatz 1 b 
DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z.B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensver­
sicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach 
Artikel 9 Absatz 2 a in Verbindung mit Artikel 7 DSGVO ein. Erstellen 
wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grund­
lage von Artikel 9 Absatz 2 j DSGVO in Verbindung mit § 27 BDSG. 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f DSGVO). Dies kann 
insbesondere erforderlich sein:
–	� zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–	� zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für 

andere Produkte der Unternehmen der WGV Versicherungsgrup­
pe und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungs­
umfragen,

–	� zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere 
nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf 
Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten 
oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbei­
tung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen 
in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 c DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht ge­
nannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten
Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versiche­
rungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich 
sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer 
zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko 
oder den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es mög­
lich, dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner 
besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie 
bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermit­
teln Ihre Daten an den Rückversicherer nur, soweit dies für die Er­
füllung unseres Versicherungsvertrags mit Ihnen erforderlich ist bzw. 
im zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Um­
fang. Nähere Informationen zu den eingesetzten Rückversicherern 
stellen wir Ihnen unter https://www.wgv.de/datenschutz zur Verfügung.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Ver­
mittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss 
und zur Durchführung des Vertrags benötigten Antrags-, Vertrags- 
und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten 
an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu 
Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanz­
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmens­
gruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in 
der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Ver­
sicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unter­
nehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zen­
tralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kun­
denservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Ex­
kasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch ein Un­
ternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleister­
liste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Daten­
verarbeitung teilnehmen.
Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzli­
chen Pflichten zum Teil externer Dienstleister.
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienst­
leister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen 
bestehen, können Sie in der jeweils aktuellen Version auf unserer 
Internetseite unter 
https://www.wgv.de/docs/rechtliches/liste_personenversicherung.pdf 
entnehmen. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen diese auch per Post. Gerne kön­
nen Sie mit uns hierzu unter der Telefonnummer 0711 1695-1500 
Kontakt aufnehmen.
Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an wei­
tere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung ge­
setzlicher Mitteilungspflichten (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanz­
behörden oder Strafverfolgungsbehörden).

Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt dies nur, 
soweit Sie dem zugestimmt haben, ein Angemessenheitsbeschluss 
der EU-Kommission vorliegt oder andere angemessene Datenschutz­
garantien vorhanden sind. Informationen hierzu stellen wir Ihnen 
gerne über die genannten Kontaktdaten zur Verfügung.

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vor­
kommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt 
werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend ge­
macht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis 
zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende 
Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem 

http://www.wgv.de/datenschutz
http://www.wgv.de/datenschutz
https://www.wgv.de/datenschutz
https://www.wgv.de/docs/rechtliches/liste_personenversicherung.pdf
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aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geld­
wäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn 
Jahren.

Betroffenenrechte
Sie können unter der oben genannten Adresse Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus kön­
nen Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder 
die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht 
auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem struktu­
rierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbe
zogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widerspre-
chen.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interes-
sen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn 
sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die ge-
gen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben 
genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzauf­
sichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzauf­
sichtsbehörde ist:
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations­
freiheit Baden-Württemberg
Lautenschlagerstraße 20
70173 Stuttgart
Telefon: 0711 615541-0
Telefax: 0711 615541-15
E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungs
wirtschaft
Es besteht die Möglichkeit, dass wir bei Abschluss eines Versicherungs­
vertrags oder im Rahmen der Schadenbearbeitung Daten zum Ver­
sicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des 
Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Ge­
burtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die informa HIS GmbH 
übermitteln (HIS-Anfrage). Die informa HIS GmbH überprüft anhand 
dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungs­
objekt im „Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirt­
schaft“ (HIS) Informationen gespeichert sind, die auf ein erhöhtes 

Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall hindeu­
ten können. Solche Informationen können nur aufgrund einer früheren 
Meldung eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen 
(HIS-Einmeldung), über die Sie gegebenenfalls von dem einmelden­
den Versicherungsunternehmen gesondert informiert worden sind. 
Daten, die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, 
werden von der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versiche­
rungsunternehmen, übermittelt.
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf den folgenden Internet­
seiten: http://www.informa-his.de. Auf Wunsch übersenden wir Ihnen 
diese auch per Post. Gerne können Sie mit uns hierzu unter der Tele­
fonnummer 0711 1695-1500 Kontakt aufnehmen.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (z.B. zur 
Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtver­
sicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls über­
prüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforder­
lichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit 
dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte
Es besteht die Möglichkeit, dass wir Ihre Daten (Name, Adresse und 
gegebenenfalls Geburtsdatum) zum Zweck der Bonitätsprüfung an die 
infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden 
übermitteln. Rechtsgrundlagen dieser Übermittlung sind Artikel 6 Ab­
satz 1 b und Artikel 6 Absatz 1 f der DSGVO. Übermittlungen auf der 
Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfolgen, soweit dies zur 
Wahrnehmung berechtigter Interessen unseres Unternehmens oder 
Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen der Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personen­
bezogener Daten erfordern, überwiegen. Detaillierte Informationen 
zur infoscore Consumer Data GmbH im Sinne des Artikel 14 DSGVO, 
das heißt Informationen zum Geschäftszweck, zu Zwecken der Da­
tenspeicherung, zu den Datenempfängern, zum Selbstauskunfts­
recht, zum Anspruch auf Löschung oder Berichtigung etc. finden Sie 
unter folgendem Link: https://finance.arvato.com/icdinfoblatt. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen diese auch per Post. Gerne kön­
nen Sie mit uns hierzu unter der Telefonnummer 0711 1695-1500 
Kontakt aufnehmen.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antrag­
stellung befragen, kann in einzelnen Fällen vollautomatisiert über 
das Zustandekommen des Vertrags entschieden werden.

C. Hinweise zur Vermittlervergütung
Die selbstständigen Vermittler der WGV erhalten für die Vermittlung 
von Versicherungsverträgen eine Kombination aus einer erfolgsun­
abhängigen und einer erfolgsabhängigen Vergütung (Provision); 

diese ist in der Versicherungsprämie enthalten. Die Vergütung der 
Mitarbeiter der WGV ist unabhängig vom Abschluss eines konkreten 
Versicherungsvertrags, also erfolgsunabhängig.
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Mitteilung nach § 19 Absatz 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Sehr geehrter Kunde,
damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, 
ist es notwendig, dass Sie die beiliegenden Fragen wahrheitsgemäß 
und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzu­
geben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, 
wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere 
Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht kön­
nen Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen 
bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform 
gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn 
wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text­
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch in­
soweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine 
vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
1.	 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Ver­
trag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder 
Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge­
schlossen hätten.
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir 
den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalls, bleiben wir den­
noch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht 
oder nicht richtig angegebene Umstand
–	� weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
–	 noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Ver­
tragszeit entspricht.

2.	 Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertrag­
liche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos ver­
letzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3.	 Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die an­
deren Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben 
Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedin­
gungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeige­
pflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 
10 Prozent oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung 
fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mit­
teilung hinweisen.

4.	 Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend ma­
chen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Ver­
letzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung 
stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder 
zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsände­
rung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. 
Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist ein­
getreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeige­
pflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5.	 Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Per­
son vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, 
der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die 
Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertre­
ters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. 
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem 
Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt.



8

2.1	 Beschränkungen des Versicherungsschutzes
Aus rechtlichen Gründen weisen wir Sie auf Folgendes hin:
Versicherungsschutz haben Sie nur, soweit dem nicht die 
folgenden, auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Maßnahmen entgegenstehen:
–	 Wirtschaftssanktionen,
–	 Handelssanktionen,
–	 Finanzsanktionen oder
–	� Embargos der Europäischen Union oder der Bundesre­

publik Deutschland.
Die übrigen Bestimmungen unseres Vertrags sind davon 
nicht betroffen.
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank­
tionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, 
soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Uni­
on oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

2.2	 Mitversicherung
Mitversichert sind:
–	� Ihr ehelicher/eingetragener Lebenspartner oder der mit 

Ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebende Partner einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft (sonstiger Lebens­
partner) und

–	 Ihre minderjährigen Kinder.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die
Starter-Rechtsschutzversicherung

(ARB Starter 2023)

1	� Welche Aufgaben hat die Starter-
Rechtsschutzversicherung?
Sie möchten Ihre rechtlichen Konflikte lösen. Wir helfen Ih­
nen dabei. Gerne unterstützen wir Sie, Ihren Konflikt nach­
haltig zu lösen. Fragen Sie uns nach Ihren Möglichkeiten.

2	 Welchen Rechtsschutz haben Sie?
Sie haben folgende Bereiche in der Starter-Rechtsschutz 
versichert:
–	� Privat-Rechtsschutz, für Ihre privaten Angelegenheiten 

(z.B. private Verträge),
–	� Berufs-Rechtsschutz für Ihre berufliche, nichtselbststän­

dige Tätigkeit (z.B. als Arbeitnehmer, Beamter, Richter),
–	� Verkehrs-Rechtsschutz, wenn Sie Ihre rechtlichen Inte­

ressen als Teilnehmer am öffentlichen und privaten Stra­
ßenverkehr wahrnehmen. Dies gilt auch für Fahrten mit 
dem Privat-PKW zur Ausübung von selbstständigen, frei­
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeiten,

–	� Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz für Ihre zu 
privaten Zwecken, selbstgenutzten Wohneinheiten in 
Deutschland (z.B. als Eigentümer oder Mieter). Einer 
Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder Kraftfahr­
zeug-Abstellplätze sind miteingeschlossen. 

WGV-Versicherung AG
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Alle Bestimmungen aus diesem Rechtsschutzvertrag gelten 
sinngemäß auch für die mitversicherten Personen.
Wenn eine mitversicherte Person Versicherungsschutz ver­
langt, können Sie dem widersprechen. (Warum können Sie 
widersprechen, wenn eine mitversicherte Person Versiche­
rungsschutz verlangt? Sie sind unser Versicherungsnehmer 
und können z.B. bestimmen, ob wir Kosten für mitversicher­
te Personen bezahlen sollen.)
Ausnahme: Nur bei Ihrem Ehepartner/eingetragenem Le­
benspartner können Sie nicht widersprechen.
Versicherungsschutz besteht außerdem für Ansprüche, die 
natürlichen Personen kraft Gesetzes dann zustehen, wenn 
Sie oder eine mitversicherte Person verletzt oder getötet 
wurden. 

2.3	 Leistungsumfang 
Wir erbringen und vermitteln Dienstleistungen, damit Sie 
Ihre Interessen im nachfolgend erläuterten Umfang wahr­
nehmen können. Insbesondere vermitteln wir und überneh­
men die Kosten einer telefonischen oder Online-Rechtsbe­
ratung, soweit Sie ein Beratungsbedürfnis haben. Darüber 
hinaus übernehmen wir die Kosten für eine Mediation zur 
Lösung Ihres Konfliktfalls. Ein Konfliktfall liegt vor, wenn Sie 
eine rechtliche Auseinandersetzung aus den unter Ziffer 2 
genannten Bereichen haben.

2.3.1	 Telefonische Rechtsberatung
Wir übernehmen die Kosten für eine telefonische Erstbera­
tung für Sie durch einen in Deutschland zugelassenen un­
abhängigen und selbstständigen Rechtsanwalt, wenn ein 
Beratungsbedürfnis in eigenen Rechtsangelegenheiten vor­
liegt und deutsches Recht anwendbar ist. Außerdem darf 
diese Rechtsberatung nicht mit einer anderen gebühren­
pflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwalts zusammenhängen.
Diese muss nach Beginn des Versicherungsschutzes gemäß 
Ziffer 6.1 und vor dessen Beendigung erfolgen. Ziffer 3.2 
findet mit Ausnahme von Ziffer 3.2.1 keine Anwendung.

2.3.2	 Mediation
Sie haben Anspruch auf Versicherungsschutz im Rahmen 
der Mediation, wenn bei Ihnen ein Konfliktfall eingetreten 
ist. Für diesen Anspruch ist es notwendig, dass Sie Ihre ur­
sprünglich eigenen rechtlichen Interessen geltend machen, 
also nicht Ansprüche oder Verbindlichkeiten, die auf Sie über­
tragen wurden oder auf Sie übergegangen sind, nachdem 
ein Konfliktfall bereits eingetreten ist. (Beispiel: Ihr Arbeits­
kollege hat einen Verkehrsunfall und überträgt seine Scha­
denersatzansprüche auf Sie. Diese wollen Sie gegenüber 
dem Unfallgegner geltend machen. Dies ist nicht versichert.)
Um Ihnen eine einvernehmliche und nachhaltige Konflikt­
beilegung zu ermöglichen, vermitteln wir Ihnen einen qua­
lifizierten Mediator zur Durchführung des Mediationsverfah­
rens in Deutschland (Mediation ist ein vertrauliches und 
strukturiertes Verfahren, bei dem Parteien mit Hilfe eines 
Mediators freiwillig und eigenverantwortlich eine einvernehm­
liche Beilegung ihres Konflikts anstreben). Sind am Media­
tionsverfahren auch nicht versicherte Personen beteiligt, 
übernehmen wir anteilig die Kosten für Sie und die versi­
cherten Personen. Die Kosten können ausschließlich für 
die von uns vermittelten Mediationen übernommen werden.
Bitte rufen Sie uns hierfür unter der 0711 1695-1930 an.
Für die Tätigkeit des Mediators sind wir nicht verantwortlich. 
Dies bedeutet, dass dieser Ihnen gegenüber selbst und un­
mittelbar haftet.

2.3.3	 Online-Services
Den Zugang zu den Services erhalten Sie ausschließlich 
über einen Link auf unserer Homepage.
Diese Serviceleistungen vermitteln wir Ihnen solange Ihr 
Rechtsschutzvertrag besteht. Für die Erbringung der Leis­
tung und deren Inhalt ist unser Servicepartner allein verant­
wortlich. Dabei erfolgen Rechtsberatungen ausschließlich 
durch einen in Deutschland zugelassenen, unabhängigen 
und selbstständigen Rechtsanwalt.

2.3.3.1	 Online-Rechtsberatung und Rechtsberatung per Chat
Wir übernehmen die Kosten für eine Erstberatung Online 
oder per Chat, wenn ein Beratungsbedürfnis in eigenen 
Rechtsangelegenheiten vorliegt und deutsches Recht an­
wendbar ist. Diese muss nach Beginn des Versicherungs­
schutzes gemäß Ziffer 6.1 und vor dessen Beendigung er­
folgen. Ziffer 3.2 findet mit Ausnahme von Ziffer 3.2.1 keine 
Anwendung.

2.3.3.2	 Präventive Vertragsprüfung
Wir übernehmen die Kosten für eine allgemeine anwaltliche 
Prüfung von Verbraucherverträgen, die Sie zu schließen 
beabsichtigen und auf die deutsches Recht anwendbar ist. 

Dies gilt auch für bereits abgeschlossene Verträge inner­
halb einer gesetzlichen oder vertraglichen Widerrufsfrist. 
Solche Verträge dürfen allerdings nicht im Zusammenhang 
stehen mit
–	� der Neugestaltung von Verträgen oder wesentlichen Ver­

tragsteilen;
–	� der Bewertung steuerrechtlicher Auswirkungen im Zusam­

menhang mit dem Abschluss eines Verbrauchervertrags;
–	� einem Risikoausschluss gemäß Ziffer 3.2.

3	 Was ist nicht versichert? 
In folgenden Fällen besteht für Sie und die mitversicherten 
Personen kein Versicherungsschutz.

3.1	 Zeitliche Ausschlüsse 
Den Anspruch auf Versicherungsschutz haben Sie bei der 
Mediation nach 2.3.2, wenn der Konfliktfall nach Beginn des 
Versicherungsschutzes und vor dessen Ende eingetreten 
ist (siehe Ziffer 6.1 und 6.2).

3.2	 Inhaltliche Ausschlüsse 
Jede Interessenwahrnehmung in ursächlichem Zusammen­
hang mit:

3.2.1	� der Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem Rechts­
schutzversicherungsvertrag gegen uns oder das für uns tä­
tige Schadenabwicklungsunternehmen;

3.2.2	� einer von Ihnen oder einer mitversicherten Person vorsätz­
lich begangenen Straftat. Wird ein solcher Zusammenhang 
erst später bekannt, müssen die von uns erbrachten Leis­
tungen zurückgezahlt werden;

3.2.3	� einer geplanten, ausgeübten oder beendeten gewerblichen, 
freiberuflichen oder sonstigen selbstständigen Tätigkeit;

3.2.4	� rassistischen, extremistischen, pornographischen oder sonst 
sittenwidrigen Angeboten, Äußerungen oder Darstellungen.

3.3	 Einschränkung unserer Leistungspflicht 
Wir können folgende Kosten nicht erstatten: 
–	� Kosten, die durch die Beauftragung eines Rechtsanwalts 

zur Vertretung im außergerichtlichen oder gerichtlichen 
Bereich anfallen,

–	� Gerichtskosten und sonstige mit einem Gerichtsverfah­
ren im Zusammenhang stehende Kosten, 

–	� Kosten im Rahmen eines behördlichen Verfahrens.

4	 Was müssen Sie beachten?
4.1	� Verhalten im Konfliktfall/Erfüllung von 

Obliegenheiten 
Obliegenheiten bezeichnen Verhaltensregeln, die Sie und 
die versicherten Personen beachten müssen, um den An­
spruch auf Versicherungsschutz zu erhalten.

4.1.1	� Sie müssen uns den Konfliktfall unverzüglich mitteilen, am 
besten telefonisch unter 0711 1695-1930. („Unverzüglich“ 
heißt nicht „sofort“, sondern „ohne schuldhaftes Zögern“ 
bzw. „so schnell wie möglich“.)

	� Sie müssen uns vollständig und wahrheitsgemäß über sämt­
liche Umstände des Konfliktfalls unterrichten.

4.1.2	� Wir bestätigen Ihnen den Umfang des Versicherungsschut­
zes, der für den konkreten Konfliktfall besteht.
Ergreifen Sie jedoch Maßnahmen zur Durchsetzung Ihrer 
rechtlichen Interessen,
–	� bevor wir den Umfang des Versicherungsschutzes be­

stätigt haben und
–	� entstehen durch solche Maßnahmen Kosten?
Dann tragen wir nur die Kosten, die wir bei einer Bestäti­
gung des Versicherungsschutzes vor Einleitung dieser Maß­
nahmen zu tragen gehabt hätten.

4.1.3	� Wenn Sie eine der in Ziffer 4.1.1 genannten Obliegenheiten 
vorsätzlich verletzen, verlieren Sie Ihren Versicherungs­
schutz.
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind wir 
berechtigt, unsere Leistung zu kürzen, und zwar in einem 
der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhält­
nis. (Was ist „grob fahrlässiges Verhalten“? Jemand verletzt 
die erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße.)
Wenn Sie eine Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit 
nach Eintritt des Konfliktfalls verletzen, kann auch dies zum 
vollständigen oder teilweisen Wegfall des Versicherungs­
schutzes führen. Dies setzt jedoch voraus, dass wir Sie vor­
her durch gesonderte Mitteilung in Textform (z.B. Brief, Fax 
oder E-Mail) über diese Pflichten informiert haben.
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Der Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn Sie nach­
weisen, dass Sie die Obliegenheiten nicht grob fahrlässig 
verletzt haben.
Der Versicherungsschutz bleibt auch in folgendem Fall be­
stehen: Sie weisen nach, dass die Obliegenheitsverletzung 
nicht die Ursache war für 
–	 den Eintritt des Konfliktfalls, 
–	 die Feststellung des Konfliktfalls oder
–	 die Feststellung oder den Umfang unserer Leistung.
Der Versicherungsschutz bleibt nicht bestehen, wenn Sie 
Ihre Obliegenheit arglistig verletzt haben.

4.1.4	� Ihre Ansprüche auf Versicherungsleistungen können Sie nur 
mit unserem Einverständnis abtreten. („Abtreten“ heißt: Sie 
übertragen Ihre Ansprüche auf Versicherungsleistung, die 
Sie uns gegenüber haben, auf Ihren Rechtsanwalt oder eine 
andere Person.) Unser Einverständnis bedarf der Textform. 
Ausnahme: Das Zustimmungserfordernis entfällt, wenn Sie 
auf Geld gerichtete Ansprüche gegen uns haben. Wenn wir 
Sie von noch nicht bezahlten Kostenrechnungen freistellen 
sollen, liegt kein auf Geld gerichteter Anspruch vor.

5	 Wo sind Sie versichert? 
Sie haben Versicherungsschutz, wenn ein Gericht oder ei­
ne Behörde in Deutschland gesetzlich zuständig ist oder 
wäre und Sie Ihr Rechtsinteresse dort verfolgen würden.

6	� Wann beginnt und endet Ihre Rechts-
schutzversicherung? 

6.1	 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs­
schein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung für den Ver­
sicherungsschutz ist, dass Sie den ersten Beitrag rechtzei­
tig im Sinne von Ziffer 7.4.1 zahlen.

6.2	 Dauer und Ende des Vertrags 
6.2.1	 Vertragsdauer

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen. 

6.2.2	 Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr wird 
der Versicherungsvertrag zunächst bis zum 31.12. des fol­
genden Kalenderjahres abgeschlossen und verlängert sich 
um jeweils ein Jahr, wenn er nicht gekündigt wird. Kündigen 
können sowohl Sie als auch wir. 
Die Kündigung durch uns als Versicherer muss Ihnen in 
Schriftform spätestens drei Monate vor Ablauf der Vertrags­
laufzeit zugehen.
Sie können den Vertrag täglich in Textform kündigen, frühes­
tens jedoch zum Ablauf der erstmals vereinbarten Vertrags­
laufzeit. Die Kündigung wird zu dem von Ihnen angegebe­
nen Zeitpunkt wirksam, frühestens jedoch mit Zugang des 
Kündigungsschreibens bei uns.

6.2.3	 Automatische Beendigung des Vertrags 
Die Starter-Rechtsschutzversicherung endet – ohne dass 
es einer Kündigung bedarf – zum Ende des Versicherungs­
jahres, in dem Sie als Versicherungsnehmer das 30. Le­
bensjahr vollenden.
Bei Abschluss einer Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechts­
schutzversicherung mit Wohnungs- und Grundstücks-
Rechtsschutz auf Ihren Namen bei der WGV Versicherung 
endet die Starter-Rechtsschutzversicherung ebenfalls auto­
matisch.

6.2.4	 Tod des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsschutz besteht über Ihren Tod hinaus bis 
zum Ende der Versicherungsperiode, wenn der Beitrag am 
Todestag bezahlt war und die Versicherung nicht aus sons­
tigen Gründen beendet oder ein Wegfall des Gegenstands 
der Versicherung gegeben ist. Wenn der nächste fällige 
Beitrag bezahlt wird, bleibt der Versicherungsschutz in dem 
am Todestag bestehenden Umfang bestehen.
Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den gezahlt 
wurde, wird anstelle des Verstorbenen Versicherungsneh­
mer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag 
verlangen, dass der Versicherungsvertrag vom Todestag 
an beendet wird. Sollte derjenige nicht die persönlichen Ei­
genschaften (zwischen 18 und 30 Jahre alt sein) für die 
Starter-Rechtsschutzversicherung besitzen, endet die Starter-
Rechtschutzversicherung mit dem Todestag. Wir erstatten 
den auf die Zeit nach dem Todestag entfallenden Teil des 
Beitrags.

Juristische Personen, Erben- sowie Grundstücksgemein­
schaften können den Vertrag nicht fortführen. In diesem Fall 
endet der Vertrag am Todestag. Wir erstatten den auf die 
Zeit nach dem Todestag entfallenden Teil des Beitrags.

6.2.5	� Übergang in den Privat-, Berufs- und Verkehrs-
Rechtsschutz bzw. Privat- und Berufs-Rechtsschutz
Bei einem Wechsel von der Starter-Rechtsschutzversiche­
rung in die 
–	� Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutzversicherung 

oder 
–	� Privat- und Berufs-Rechtsschutzversicherung, 
optional mit Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz,
haben Sie die Möglichkeit für maximal einen Konfliktfall, der 
während der Laufzeit der Starter-Rechtsschutzversicherung 
eingetreten ist, in der neu abgeschlossenen Versicherung 
Versicherungsschutz zu beantragen. Sofern für den Versi­
cherungsschutz in der neu abgeschlossenen Rechtsschutz­
versicherung eine Wartezeit gilt, wird die Laufzeit des Starter-
Rechtsschutzversicherungsvertrags darauf angerechnet. 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass dieser 
Konfliktfall keinem inhaltlichem Ausschluss nach den zu die­
sem Zeitpunkt gültigen Allgemeinen Rechtschutz Versiche­
rungsbedingungen (ARB) unterliegt und unter die versicher­
ten Leistungsbereiche und Leistungsarten der neu abge­
schlossenen Rechtsschutzversicherung fällt. Es gilt der dort 
vereinbarte Versicherungsumfang (z.B. bei einer Mieterhö­
hung müssen Sie auch den Wohnungs- und Grundstücks-
Rechtsschutz mit abschließen).

7	� Wann und wie müssen Sie Ihren Beitrag 
zahlen? 

7.1	 Beitragszahlung 
Die Beiträge können Sie je nach Vereinbarung monatlich, 
vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich bezahlen. Die Ver­
sicherungsperiode umfasst dementsprechend
–	 bei Monatsbeiträgen einen Monat,
–	 bei Vierteljahresbeiträgen ein Vierteljahr,
–	 bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr und
–	 bei Jahresbeiträgen ein Jahr.

7.2	 Versicherungsjahr 
Das Versicherungsjahr dauert grundsätzlich zwölf Monate. 
Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus gan­
zen Jahren, wird das erste Versicherungsjahr entsprechend 
verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum verein­
barten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre. (z.B.: Bei 
einer Vertragsdauer von 15 Monaten beträgt das erste Ver­
sicherungsjahr 3 Monate, das folgende Versicherungsjahr 
12 Monate.)

7.3	 Versicherungsteuer 
Der Versicherungsbeitrag enthält die Versicherungsteuer, 
die Sie in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent­
richten haben.

7.4	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/
erster Beitrag 

7.4.1	 Fälligkeit der Zahlung
Der erste Beitrag ist unverzüglich nach Abschluss des Ver­
trags zu zahlen. („Unverzüglich“ heißt „ohne schuldhaftes 
Zögern“ bzw. „so schnell wie eben möglich“.) Wenn Sie mit 
uns vereinbart haben, dass der Versicherungsschutz erst 
später beginnen soll, wird der Beitrag erst zu diesem Zeit­
punkt fällig.

7.4.2	 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
Wenn Sie den ersten Beitrag zu einem späteren Zeitpunkt 
bezahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
späteren Zeitpunkt. Auf diese Folge einer verspäteten Zah­
lung müssen wir Sie allerdings aufmerksam gemacht haben, 
und zwar in Textform oder durch einen auffallenden Hinweis 
im Versicherungsschein.
Wenn Sie uns nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung 
nicht verschuldet haben, beginnt der Versicherungsschutz 
zum vereinbarten Zeitpunkt.

7.4.3	 Rücktritt
Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
können wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag 
nicht bezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie 
nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung nicht verschul­
det haben.
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7.5	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/
Folgebeitrag

7.5.1	� Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeit­
punkt fällig.

7.5.2	 Verzug
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
geraten Sie in Verzug, auch ohne dass Sie eine Mahnung 
von uns erhalten haben. Wir sind dann berechtigt, Ersatz 
für den Schaden zu verlangen, der uns durch den Verzug 
entstanden ist (siehe Ziffer 7.5.3).
Sie geraten nicht in Verzug, wenn Sie die verspätete Zah­
lung nicht verschuldet haben.

7.5.3	 Zahlungsaufforderung
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
können wir Ihnen eine Zahlungsfrist einräumen. Das ge­
schieht in Textform und auf Ihre Kosten. Diese Zahlungsfrist 
muss mindestens zwei Wochen betragen.
Unsere Zahlungsaufforderung ist nur wirksam, wenn sie 
folgende Informationen enthält:
–	� Die ausstehenden Beträge, die Zinsen und die Kosten 

müssen im Einzelnen beziffert sein und
–	� die Rechtsfolgen müssen angegeben sein, die nach Zif­

fer 7.5.4 mit der Fristüberschreitung verbunden sind.
7.5.4	� Welche rechtlichen Folgen hat die Frist

überschreitung?
–	� Verlust des Versicherungsschutzes	  

Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch nicht 
bezahlt haben, haben Sie ab diesem Zeitpunkt bis zur 
Zahlung keinen Versicherungsschutz. Allerdings müssen 
wir Sie bei unserer Zahlungsaufforderung nach Ziffer 7.5.3 
auf den Verlust des Versicherungsschutzes hingewiesen 
haben.

–	� Kündigung des Versicherungsvertrags	 
Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch nicht 
bezahlt haben, können wir den Vertrag kündigen, ohne 
eine Frist einzuhalten. Allerdings müssen wir Sie bei un­
serer Zahlungsaufforderung nach Ziffer 7.5.3 auf die frist­
lose Kündigungsmöglichkeit hingewiesen haben.

	� Wenn wir Ihren Vertrag gekündigt haben und Sie danach 
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag be­
zahlen, besteht der Vertrag fort. Dann aber haben Sie 
für Versicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zah­
lungsfrist und Ihrer Zahlung eingetreten sind, keinen Ver­
sicherungsschutz.

7.6	� Rechtzeitige Zahlung bei SEPA-Lastschrift-
mandat 

7.6.1	� Wenn wir die Einziehung des Beitrags von einem Konto 
vereinbart haben, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn
–	� der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden 

kann und
–	 Sie der Einziehung nicht widersprechen.
Was geschieht, wenn der fällige Beitrag ohne Ihr Verschul­
den nicht eingezogen werden kann? In diesem Fall ist die 
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn Sie nach einer 
Aufforderung in Textform unverzüglich zahlen. („Unverzüg­
lich“ heißt „ohne schuldhaftes Zögern“ bzw. „so schnell wie 
eben möglich“.)

7.6.2	 Beendigung des SEPA-Lastschriftmandats
Können wir den fälligen Beitrag nicht einziehen, weil Sie 
das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen haben, oder haben 
Sie aus anderen Gründen zu vertreten, dass wir den Bei­
trag nicht einziehen können, sind wir berechtigt, künftig die 
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 
In diesen Fällen sind wir auch berechtigt, eine monatliche 
oder vierteljährliche Zahlweise auf halbjährliche Zahlweise 
umzustellen. Sie sind zur Übermittlung des Beitrags erst 
verpflichtet, wenn Sie von uns hierzu in Textform aufgefor­
dert worden sind.

7.7	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
In diesem Fall haben wir nur Anspruch auf den Teil des Bei­
trags, der dem Zeitraum des Versicherungsschutzes ent­
spricht. Das gilt, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

7.8	 Beitragsanpassung 
Wir sind berechtigt, die Tarife für bestehende Verträge an 
den aktuellen Schaden- und Kostenverlauf anzupassen. Da­
bei müssen wir die anerkannten Grundsätze der Versiche­
rungstechnik beachten und die Merkmale zur Beitragsbe­
rechnung des bei Abschluss des Vertrags geltenden Tarifs 
berücksichtigen. Wir dürfen den Ansatz für versicherungs­
technischen Gewinn, wie er eventuell bei dem bei Abschluss 

des Vertrags geltenden Tarifs kalkuliert worden war, nicht 
erhöhen.
Der angepasste Tarif wird ab Beginn der nächsten Versi­
cherungsperiode berücksichtigt. Abweichende Vereinbarun­
gen (z.B. Zuschläge oder Rabatte) bleiben unberührt.
Wir sind verpflichtet, Ihnen die Beitragserhöhung spätes­
tens einen Monat vor Wirksamwerden mitzuteilen und Sie 
auf Ihr Kündigungsrecht hinzuweisen.
Sie können den Versicherungsvertrag innerhalb eines Mo­
nats nach Zugang unserer Mitteilung über die Tariferhöhung 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung kündigen.

8	� Wann verjähren Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag? 

8.1	 Gesetzliche Verjährung 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all­
gemeinen Vorschriften des BGB.

8.2	 Die Verjährung wird gehemmt 
Wenn Sie einen Anspruch aus Ihrem Versicherungsvertrag 
bei uns angemeldet haben, ist die Verjährung gehemmt. Die 
Hemmung wirkt von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt, 
zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Textform zugeht. (Das 
heißt: Bei der Berechnung der Verjährungsfrist berücksich­
tigen wir zu Ihren Gunsten den Zeitraum von der Meldung 
bis zum Eintreffen unserer Entscheidung bei Ihnen nicht.)

9	� Welches Recht ist anzuwenden, welche 
Schlichtungsstelle gibt es und wo ist der 
Gerichtsstand? 

9.1	 Anzuwendendes Recht 
Für diesen Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht.

9.2	 Meinungsverschiedenheiten 
Wir möchten, dass Sie mit uns zufrieden sind. Sollte dies 
einmal nicht der Fall sein, nehmen Sie bitte direkt Kontakt 
mit uns auf, damit wir die Angelegenheit klären können.

9.2.1	 Versicherungsombudsmann
Wenn Sie als Verbraucher mit unserer Entscheidung nicht 
zufrieden sind oder eine Verhandlung mit uns einmal nicht 
zu dem von Ihnen gewünschten Ergebnis geführt hat, können 
Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wenden.
Versicherungsombudsmann e.V.
Sitz:		  Leipziger Straße 121
			   10117 Berlin
Anschrift:	Postfach 08 06 32
			   10006 Berlin
E-Mail:	 beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet:	 www.versicherungsombudsmann.de
Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige 
und für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstel­
le. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlichtungsverfah­
ren teilzunehmen.
Verbraucher, die diesen Vertrag online (z.B. über eine 
Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können 
sich mit ihrer Beschwerde auch online an die Plattform  
http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwer­
de wird dann über diese Plattform an den Versicherungsom­
budsmann weitergeleitet.

9.2.2	 Versicherungsaufsicht
Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten 
Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung 
auf, können Sie sich auch an die für uns zuständige Aufsicht 
wenden. Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir der 
Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf­
sicht. Die derzeitigen Kontaktdaten sind:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
– Bereich Versicherungsaufsicht –
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
E-Mail:	 poststelle@bafin.de
Internet:	 www.bafin.de
Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist 
und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.

9.2.3	 Rechtsweg
Außerdem haben Sie die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 
beschreiten.
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9.3	 Gerichtsstände 
9.3.1	 Klagen gegen das Versicherungsunternehmen

Wenn Sie uns verklagen wollen, können Sie die Klage an 
folgenden Orten einreichen:
–	� Am Sitz des Versicherungsunternehmens oder am Sitz 

der für Ihren Vertrag zuständigen Niederlassung oder 
–	� wenn Sie eine natürliche Person sind, auch am Gericht 

Ihres Wohnsitzes. (Eine „natürliche Person“ ist ein 
Mensch, im Gegensatz zur „juristischen Person“; das ist 
z.B. eine GmbH, eine AG oder ein Verein.) Haben Sie 
keinen Wohnsitz, können Sie die Klage am Gericht Ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts einreichen.

9.3.2	 Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Wenn wir Sie verklagen müssen, können wir die Klage an 
folgenden Orten einreichen:
–	� Wenn Sie eine natürliche Person sind, am Gericht Ihres 

Wohnsitzes. (Eine „natürliche Person“ ist ein Mensch, 
im Gegensatz zur „juristischen Person“; das ist z.B. eine 
GmbH, eine AG oder ein Verein.) Haben Sie keinen 
Wohnsitz, können wir die Klage am Gericht Ihres ge­
wöhnlichen Aufenthalts einreichen.

–	� Verlegen Sie nach Vertragsschluss Ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb Deutschlands, kön­
nen sowohl Sie als auch wir Klage aus dem Versicherungs­
vertrag oder der Versicherungsvermittlung ausschließlich 
bei dem Gericht erheben, das für unseren Geschäftssitz 
zuständig ist.

–	� Wenn Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt zum 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, am Sitz 
unseres Versicherungsunternehmens oder am Sitz der 
für Ihren Vertrag zuständigen Niederlassung.

–	� Wenn Sie eine juristische Person sind oder eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesell­
schaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Part­
nerschaftsgesellschaft, ist das Gericht an Ihrem Sitz oder 
Ihrer Niederlassung zuständig.

10	 Entfällt

11	� Anzeigen, Willenserklärungen, 
Anschriftenänderung 

11.1	� Richten Sie bitte alle für uns bestimmten Anzeigen und Er­
klärungen an unsere Hauptverwaltung oder an die im Ver­
sicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle.

11.2	� Wenn Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitteilen, 
genügt für eine Willenserklärung, die wir Ihnen gegenüber 
abzugeben haben, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefs an die letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung 
gilt drei Tage nach der Absendung des Briefs als zugegan­
gen. Dies gilt entsprechend für den Fall, dass Sie Ihren Na­
men ändern.

11.3	� Haben Sie die Versicherung für Ihren Gewerbebetrieb ab­
geschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen des Absatz 2 entspre­
chende Anwendung.


